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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Konsumentenschutzgesetzes 

§ 28a. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern im Zusammen-
hang mit Haustürgeschäften, außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verträgen, den allgemeinen Informationspflichten des Unternehmers (§ 5a), Ver-
braucherkreditverhältnissen, Pauschalreisevereinbarungen, Teilzeitnutzungs-
rechtsverhältnissen, Abschlüssen im Fernabsatz, der Vereinbarung von miss-
bräuchlichen Vertragsklauseln, der Gewährleistung oder Garantie beim Kauf oder 
bei der Herstellung beweglicher körperlicher Sachen, der Forderung von Telefon-
kosten (§ 6b) oder zusätzlichen Zahlungen (§ 6c), der Leistungsfrist (§ 7a) oder 
dem Gefahrenübergang (§ 7b), im Zusammenhang mit Diensten der Informati-
onsgesellschaft im elektronischen Geschäftsverkehr, Wertpapierdienstleistungen, 
Dienstleistungen der Vermögensverwaltung, Zahlungsdiensten oder der Ausgabe 
von E-Geld gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot verstößt oder gegen ein 
gesetzliches Gebot oder Verbot auf Grund der Richtlinie 2006/123/EG über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 376 vom 27. 12. 2006, S. 36, bei 
der Erbringung von Dienstleistungen im Binnenmarkt verstößt und dadurch je-
weils die allgemeinen Interessen der Verbraucher beeinträchtigt, kann unbescha-
det des § 28 Abs. 1 auf Unterlassung geklagt werden. 

§ 28a. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern im Zusammen-
hang mit Haustürgeschäften, außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verträgen, den allgemeinen Informationspflichten des Unternehmers (§ 5a), Ver-
braucherkreditverhältnissen, Pauschalreisevereinbarungen, Teilzeitnutzungs-
rechtsverhältnissen, Abschlüssen im Fernabsatz, der Vereinbarung von miss-
bräuchlichen Vertragsklauseln, der Gewährleistung oder Garantie beim Kauf oder 
bei der Herstellung beweglicher körperlicher Sachen, der Forderung von Telefon-
kosten (§ 6b) oder zusätzlichen Zahlungen (§ 6c), der Leistungsfrist (§ 7a) oder 
dem Gefahrenübergang (§ 7b), im Zusammenhang mit Diensten der Informati-
onsgesellschaft im elektronischen Geschäftsverkehr, Wertpapierdienstleistungen, 
Dienstleistungen der Vermögensverwaltung, Zahlungsdiensten, der Ausgabe von 
E-Geld gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot verstößt, im Zusammenhang 
mit der alternativen Streitbeilegung (§ 19 AStG) oder der Online-Streitbeilegung 
(Artikel 14 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr.  524/2013) Informationspflich-
ten verletzt oder gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot auf Grund der Richtli-
nie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. Nr. L 376 vom 27. 
12. 2006, S. 36, bei der Erbringung von Dienstleistungen im Binnenmarkt ver-
stößt und dadurch jeweils die allgemeinen Interessen der Verbraucher beeinträch-
tigt, kann unbeschadet des § 28 Abs. 1 auf Unterlassung geklagt werden. 

(1a) bis (2) ... (1a) bis (2) ... 
  
§ 41a. (1) bis (29) ... § 41a. (1) bis (29) ... 
 (30) § 28a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2015 

tritt mit 9. Jänner 2016 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

§ 33. Tarifpost 20 (1) ... § 33. Tarifpost 20 (1) ... 
(2) Z 1 bis 4 ... (2) Z 1 bis 4 ... 
  5. Vergleiche über Verbraucherstreitigkeiten, die vor einer AS-Stelle gemäß 

§ 4 des Alternative-Streitbeilegung-Gesetzes, BGBl. Nr. xxx/2015 ge-
schlossen werden. 

  
§ 37. (1) bis (35) ...  § 37. (1) bis (35) ... 
 (36) § 33 Tarifpost 20 Abs. 2 Z 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2015 tritt mit 9. Jänner 2016 in Kraft. 
  

Artikel 4 
Änderung des Verbraucherbehörden-Kooperationsgesetzes 

Anhang Z 1 lit. a bis h ... Anhang Z 1 lit. a bis h ... 
 i) Richtlinie 2002/65/EG über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 

an Verbraucher, ABl. Nr. L 271 vom 9. Oktober 2002, S 16.  
 i) Richtlinie 2002/65/EG über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 

an Verbraucher, ABl. Nr. L 271 vom 9. Oktober 2002, S 16; 
  j) Artikel 13 der Richtlinie 2013/11/EU über die alternative Beilegung 

verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (Richtlinie über al-
ternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten), ABl. Nr. L 
165 vom 18. Juni 2013, S. 63; 

  k) Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 über die Online-Beilegung 
verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG (Verordnung über 
Online-Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten), ABl. Nr. L 165 
vom 18. Juni 2013, S. 1. 

  
§ 14. (1) bis (2) ... § 14. (1) bis (2) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (3) Z 1 lit. j und k des Anhangs in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2015 tritt mit 9. Jänner 2016 in Kraft. 
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